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SGB II-Reform – Sorgfalt vor Schne lligkeit 
 
Bundesarbeitsminister Scholz hat jetzt angekün-
digt, die vertragliche Absicherung der derzeit 
bestehenden Arbeitsgemeinschaften (Argen) bis 
2010 zu gewährleisten. Damit ist sichergestellt, 
dass Arbeitssuchende gerade in diesen schwieri-
ger werdenden Zeiten auch zu-künftig kompe-
tent betreut und beraten werden. Zugleich zeigt 
diese Ankündigung, dass der Vorwurf gegen-
über der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, ihre 
Ablehnung des bestehenden Kompromissvor-
schlags führe zu organisatorischen Problemen, 
völlig unbegründet war. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat uns in seiner Entscheidung mit 
einer Umsetzungsfrist bis zum 31.12.2010 aus-
reichend Zeit gegeben, zu einem tragfähigen und 
vor allem verfassungskonformen Umbau der 
momentanen Mischverwaltung zu kommen. Der 
vorliegende Kompromiss würde nicht nur den 
Aufbau von 370 neuen Behörden und einen ho-
hen bürokratischen Mehraufwand nach sich 
ziehen, sondern auch den eigentlichen Auftrag 
des Bundesverfassungsgerichtes in Verbindung 
mit der erforderlichen Neuregelung verfehlen. 
Es ist widersinnig und dem Umgang mit der 
Verfassung nicht angemessen, auf die Kritik des 
Bundesverfassungsgerichts mit einer Verfas-
sungsänderung zu reagieren, die genau diese 
nicht verfassungskonforme Mischverwaltung 
dauerhaft festschreiben will. Stattdessen setzt 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion auf eine 
transparente Lösung, die den Grundsätzen der 
Föderalismusreform I, dem Demokratieprinzip, 
dem Selbstverwaltungsrecht der Kommunen und 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts ent-
sprechen muss. 
 
Andenken an Flucht und Vertreibung wach 
halten – Leistung der Heimatvertriebenen 
würdigen 
Auch in diesem Jahr hat die CDU/CSU-
Bundestagsfraktion die bewährte Tradition fort-
gesetzt und zu dem alle zwei Jahre stattfinden-
den Kongress für Heimatvertriebene und Aus-

siedler geladen. Das Interesse war auch diesmal 
wieder sehr groß. Keine andere Fraktion setzt 
sich so für die Heimatvertriebenen ein wie die 
Union. Das hat auch Bundeskanzlerin Angela 
Merkel in ihrer Rede deutlich gemacht. Dabei 
hob sie besonders die großen Leistungen der 
Vertriebenen beim Wiederaufbau nach dem 
Krieg und für die Versöhnung mit unseren 
Nachbarn hervor. Sie unterstrich auch, dass die 
Erinnerung an Flucht und Vertreibung integraler 
Bestandteil der gesamtdeutschen Geschichtskul-
tur sei. Die Errichtung einer zentralen Gedenk-
stätte für Flucht und Vertreibung ist ein unver-
zichtbarer Beitrag dazu, die Erinnerung wach zu 
halten und zum Frieden zu mahnen. Es ist das 
große Verdienst der Vorsitzenden des Bundes 
der Vertriebenen, Erika Steinbach, sich für eine 
solche Gedenkstätte eingesetzt zu haben. In den 
Koalitionsverhandlungen mit der SPD hat die 
Union die Errichtung dieser Gedenkstätte durch-
gesetzt. Auch das unterstreicht: Die Union ist 
der verlässliche Partner der Vertriebenen in der 
Politik. 
 
Erfolg beim Frühjahrsgipfel – EU geht ge-
schlossen in den Weltfinanzgipfel 
Die Ergebnisse des Europäischen Rates vergan-
gene Woche in Brüssel tragen erneut die Hand-
schrift unserer Bundeskanzlerin. Wir begrüßen, 
dass sich die Staats- und Regierungschefs in 
einer Botschaft der Zuversicht auf alle wesentli-
chen Punkte geeinigt haben: Die beschlossenen 
Mittel von fünf Milliarden Euro für den Ausbau 
der Gas- und Stromnetze werden bereits 2009 
und 2010 fließen. Nur so können sie die kon-
junkturpolitisch gewünschte Wirkung entfalten. 
Gleichzeitig sind diese Investitionen ein wichti-
ger Beitrag, um die Versorgungssicherheit in der 
EU zu verbessern. Beim Ausbau von schnellen 
Internetverbindungen für den ländlichen Raum 
war es richtig, darauf zu bestehen, dass die 
Wettbewerbsregeln pragmatisch gelockert wer-
den können, um die Investitionsrisiken breiter zu 
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streuen. Aufgrund der wirtschaftlich beunruhi-
genden Entwicklungen in den mittel- und osteu-
ropäischen Ländern begrüßen wir, dass die EU 
ihren Notfallfonds für Mitgliedstaaten außerhalb 
der Eurozone verdoppelt hat. Das gleiche gilt für 
die Aufstockung des Kapitals für den Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF). Darüber hinaus ist 
es für den G20-Gipfel in London ein wichtiges 
Zeichen, dass die EU mit einer Stimme sprechen 
kann. Die Regierungschefs haben sich geschlos-
sen hinter den Forderungskatalog gestellt: Eine 
umfassende Aufsicht aller Finanzmärkte, -
produkte und -akteure sowie Regeln für Hedge-
fonds und Ratingagenturen sind unerlässlich. 
Wir unterstützen, dass der IWF und das Financi-
al Stability Forum ein Frühwarnsystem entwi-
ckeln sollen, um Risiken an den Märkten recht-
zeitig zu erkennen. Der internationale  Druck auf 
Steueroasen hat ebenfalls Wirkung gezeigt. 
Schließlich war es wichtig, dass die Bundes-
kanzlerin noch einmal die Bedeutung des Stabi-
litäts- und Wachstumspakts hervorgehoben hat. 
Trotz notwendiger Krisenbekämpfung dürfen 
wir – auch in Europa – die Haushaltsdisziplin 
nicht einfach über Bord werfen. 
 
60 Jahre NATO – 60 Jahre gemeinsamer Ein-
satz für Frieden und Freiheit 
In diesem Jahr begehen wir den 60. Jahrestag 
der Unterzeichnung des Nordatlantikvertrags. 
Die NATO hat nicht nur während des Kalten 
Krieges Frieden und Freiheit in Westeuropa 
gesichert, sondern ist auch heute noch der Ga-
rant für Sicherheit in Europa. Es ist unsere feste 
Überzeugung, dass die NATO auch in Zukunft 
der zentrale Ort sein muss, an dem die transat-
lantischen Partner Fragen der Außen- und Si-
cherheitspolitik gemeinsam erörtern. Die Bun-
deskanzlerin wird am Donnerstag eine Regie-
rungserklärung zum anstehenden NATO-Gipfel 
abgeben. Der Gipfel der Staats- und Regierungs-
chefs am 3. und 4. April 2009 in Straßburg, Kehl 
und Baden-Baden wird über wichtige Themen 
für die Zukunft der NATO beraten. Wir begrüs-
sen die Initiative unserer Bundeskanzlerin, die 
Ausarbeitung eines neuen strategischen Kon-
zepts in Auftrag zu geben, um die Grundlagen 
der NATO an die neuen Aufgaben, etwa im 
Kampf gegen den internationalen Terrorismus, 
anzupassen. Auf dem Gipfel wird auch die 
Rückkehr Frankreichs in die militärischen Struk-
turen der NATO vollzogen werden. Dies ist ein 
wichtiger und mutiger Schritt des französischen 
Präsidenten, der die Allianz stärken und die Zu-
sammenarbeit zwischen der NATO und der EU 

vereinfachen wird. Nach dem Gipfel wird der 
NATO-Russland-Rat seine Arbeit auf Minister-
ebene wieder aufnehmen, die nach dem Krieg 
zwischen Russland und Georgien im August 
2008 ausgesetzt wurde. Ziel der Gespräche mit 
Russland ist die vertrauensvolle Zusammenar-
beit für mehr Sicherheit in Europa. Dazu bleibt 
Russland aufgefordert, seine Verpflichtungen 
auch gegenüber Georgien zu erfüllen. 
 
Irakische Flüchtlinge finden Schutz in 
Deutschland 
In der vergangenen Woche sind die ersten iraki-
schen Flüchtlinge aus Syrien in Deutschland 
angekommen. Der Europäische Rat der Innen- 
und Justizminister hatte im November 2008 die 
Aufnahme von bis zu 10.000 irakischen Flücht-
lingen aus Syrien und Jordanien beschlossen, 
von denen 2.500 in Deutschland Schutz finden 
werden. Der Beschluss des JI-Rates war ein 
großer Erfolg der Unionsfraktion. Insbesondere 
unsere Menschenrechts- und Kirchenpolitiker 
hatten lange auf die dramatische Situation der 
Flüchtlinge in den Nachbarländern hingewiesen 
und sich für eine Aufnahme von religiösen Min-
derheiten in Deutschland eingesetzt. Es ist wich-
tig, dass unsere Bereitschaft, den Menschen zu 
helfen, nun Wirklichkeit wird. Die Mehrheit der 
Flüchtlinge sind irakische Christen, die in be-
sonderer Weise unter der Gewalt von islami-
schen Extremisten zu leiden hatten. Des Weite-
ren finden Mandäer und Muslime bei uns Auf-
nahme. Zunächst werden sie im Grenzdurch-
gangslager Friedland aufgenommen und im An-
schluss an einen zweiwöchigen Integrationskurs 
auf die Bundesländer verteilt. Weil wir davon 
ausgehen, dass die Flüchtlinge auf Dauer bei uns 
bleiben werden, erhalten sie von Beginn an eine 
Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis. Die Kirchen 
bereiten sich auf eine Aufnahme der Brüder und 
Schwestern in den Gemeinden vor. Wir hoffen, 
dass die irakischen Flüchtlinge nach Jahren des 
Leides in Deutschland eine neue Heimat finden. 
 
Zu guter Letzt: 
Vertrauen in die Politik gewachsen 
Die Bürger in Deutschland haben wieder deut-
lich mehr Vertrauen in die politischen Institutio-
nen. Knapp die Hälfte hat „großes“ oder „sehr 
großes“ Vertrauen in den Deutschen Bundestag; 
der Bundesregierung vertrauen 45 Prozent. Vor 
zwei Jahren hatten diese Werte mit 37 bezie-
hungsweise 36 Prozent noch deutlich niedriger 
gelegen.  
(Quelle: Infratest Dimap) 


